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POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
EVA MULLER

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
EVA MULLER

POSTULAT
DATUM: 17.03.1998
URS BEER

POSTULAT
DATUM: 08.10.1999
DANIEL BRANDLI

POSTULAT
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRANDLI

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ein Postulat von Felten (sp, BS), das eine zuklinftige Aufteilung der Steuerstatistik nach
den Geschlechtern und eine entsprechende Aufschlisselung des
Bruttoarbeitseinkommens forderte, wurde vom Nationalrat tiberwiesen. '

Ein Postulat Grendelmeier (Idu, ZH) (Po. 97.3162), das den Bundesrat bat zu prifen, ob
bei der direkten Bundessteuer die Maxima fur den Abzug von Krankenkassenpramien
nicht entsprechend dem Anstieg der Pramien fur die Grundversicherung angepasst
werden sollten, wurde vom Nationalrat Gberwiesen. Eine Motion Teuscher (gp, BE) (Mo.
96.3460), die den steuerlichen Abzug von Weiterbildungskosten, die fiir den
Wiedereinstieg ins Berufsleben no6tig sind, verlangte, Uberwies er ebenfalls in
Postulatsform. ?

Der Stédnderat beauftragte den Bundesrat mit einem Postulat seiner Kommission fur
Wirtschaft und Abgaben, die Einflhrung erganzender Bestimmungen im Bundesgesetz
Uber die direkte Bundessteuer (DBG) sowie im Bundesgesetz Uber die Harmonisierung
der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) zu prifen, um
Kapitalgewinne, die aus der Aufgabe einer selbstdndigen Erwerbstatigkeit erzielt
wurden, mit Blick auf die berufliche Vorsorge der Betroffenen von der Steuer ganz
oder teilweise zu befreien. *

Der Nationalrat Gberwies in seiner Sommersession ein Postulat Vallender (fdp, AR; Po.
98.3576) zur Gesamtbelastung der Biirger und Unternehmungen durch Steuern und
Abgaben. Der Bundesrat wird gebeten, in einem Bericht neben den Bundessteuern
auch die kantonalen und Gemeindesteuern zu bertcksichtigen. In der Begrindung des
Postulats wurde vorgebracht, dass heute zuverlassige Angaben Uber die
Gesamtbelastung flr private Personen und fir Unternehmen fehlten. Gerade bei der
Anwendung des Verursacherprinzips drohe eine weitere Zunahme der Belastung. In der
gleichen Sitzung Uberwies der Rat ein ahnlich lautendes Postulat der FDP-Fraktion (Po.
99.3038). Der Bundesrat soll bis Ende Jahr in einem Bericht darlegen, wie und nach
welchem Zeitplan er die Vielzahl an fiskalischen Projekten behandeln will, in welchen
neue Steuern und Abgaben verlangt oder eine Erhdéhung derselben verfolgt wirden.
Ausserdem soll der Bundesrat offen legen, welche Konsequenzen er in Bezug auf die
steuerliche Konkurrenzfahigkeit der Schweiz gegenliber dem Ausland, auf das
Wirtschaftswachstum und die Arbeitsplatze erwarte, und welche Mdglichkeiten zur
Vereinfachung des Steuersystems er in Betracht ziehe. In der Begrindung flhrte die
Fraktion an, dass die Fiskalquote in der Schweiz in der Zeit von 1985 bis 1997 von 30,8%
auf 34,6% angestiegen ist, wahrend andere Staaten wie die Niederlande,
Grossbritannien oder die USA ihre Fiskalquote senken konnten. In derselben Session
wurde im Stédnderat ein gleichlautendes Postulat Schiesser (fdp, GL) (Po. 99.3042)
ebenfalls Uberwiesen. Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Schaller (Idu, ZH; Po.
99.3318), welches den Bundesrat ebenfalls beauftragt, einen Bericht liber die
Gesamtwirkung des Steuer-, Abgaben- und Gebiihrensystems vorzulegen. *

Als Postulat Uberwiesen wurde ein Aufruf der SVP-Fraktion zum Verzicht auf weitere
Einschrankungen des Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. Der Wettbewerb
garantiere tiefe Steuern. Die Steuerharmonisierung dagegen konnte Steuererhéhungen
zur Folge haben. Walker (cvp, SG) unterstiitzte formelle Vereinheitlichungen zwischen
den Kantonen. Fassler (sp, SG) gab zu bedenken, dass die bestehenden
Steuerunterschiede von der Bevolkerung nicht verstanden wirden. Nachdem die SVP-
Fraktion Bundesrat  Villiger  ihre  Zusammenarbeit bei der  formellen
Steuerharmonisierung zusichert hatte, hiess der Rat die Motion in der Form eines
Postulats mit 98 zu 70 Stimmen gut. °
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POSTULAT
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRANDLI

POSTULAT
DATUM: 20.06.2001
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 05.10.2001
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 14.03.2005
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 08.12.20056
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 29.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Jurassische Sozialdemokrat Rennwald lud den Bundesrat mit einem Postulat ein,
Massnahmen zur Verbesserung der Ausbildung fiir Steuerinspektoren zu ergreifen. Mit
der bestehenden Zahl an Steuerexperten kénne ein mehrwertsteuerpflichtiger Betrieb
theoretisch nur alle 35 Jahre kontrolliert werden. Durch das Fehlen qualifizierter
Personen wurden dem Bund ausserdem betrachtliche Mindereinnahmen entstehen.
Das Postulat wurde vom Nationalrat angenommen. Der Bundesrat hatte bereits in
seiner Antwort auf eine Einfache Anfrage Rennwalds (Anfrage 99.1075) bestatigt, dass
Steuerinspektoren in der Offentlichkeit ein schlechtes Image anhafte. Die
Personalsuche sei aufgrund der guten Beschéaftigungslage sehr schwierig. ¢

Gegen den Willen des Bundesrats Uberwies der Nationalrat ein Postulat seiner WAK, das
die Prifung von Steuerabziigen fiir Aufwendungen verlangt, die durch die Ausiibung
gemeinniitziger Arbeit verursacht werden. Eine weitergehende Parlamentarische
Initiative Zisyadis (pda, VD) (Pa. Iv. 00.418) hatte der Rat zuvor abgelehnt. ’

Nationalratin Vallender (fdp, AR) mahnte einen Bericht Uber die kumulierte
Abgabebelastung an, den sie 1998 gefordert hatte (Einfache Anfrage 00.1130; zum
Postulat siehe hier). Dieser sollte die Entwicklung der Steuern, der
Sozialversicherungsbeitrage und -entgelte darlegen. Der Bundesrat stellte den Bericht
auf Ende Jahr in Aussicht. Mit der Uberweisung eines Postulats von Jacqueline Fehr (sp,
ZH) beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, einen Bericht iiber die
Wohlstandsverhaltnisse und die Verteilung der Konsumkraft in der Schweiz zu
erstellen. Besonders  interessiere, wie sich die  Einkommens-  und
Vermogensverhéltnisse nach Abzug aller Steuern und Abgaben in den letzten zehn
Jahren entwickelt hatten. ®

Im Berichtsjahr befasste sich das Parlament mehrfach mit der Familienbesteuerung: In
der Frihlingssession lehnte der Stédnderat eine Standesinitiative des Kantons Wallis (St.
Iv. 03.314) ab, welche die Aufhebung der steuerlichen Benachteiligung von Ehepaaren
im Vergleich zu Konkubinatspaaren verlangte, und zwar nach der im 2004 abgelehnten
Steuerpaket enthaltenen Regelung. Gemass dem Sténderat ist nach dem negativen
Abstimmungsentscheid eine grundséatzliche Diskussion Uber alle mdglichen Varianten
notwendig, und diese brauche Zeit. Uberwiesen wurde aber ein Postulat der
standeréatlichen WAK, das den Bundesrat auffordert, bis im Sommer den im Postulat
Lauri (svp, BE) verlangten Bericht zur Individualbesteuerung vorzulegen und einen
Uberblick tber die im Parlament und in der Verwaltung pendenten familienpolitischen
Massnahmen (Krankenversicherungspramien far  Kinder, Ehegatten- und
Familienbesteuerung, Kinderzulagen etc.) zu erstellen und dabei die Auswirkungen auf
die Familieneinkommen aller Einkommensklassen und den zur Verfligung stehenden
Finanzrahmen zu berticksichtigen. ?

Standerat Berset (sp, FR) beantragte in einem Postulat, dass nicht nur die Kosten fur die
mit dem Beruf zusammenhéangende Weiterbildung und Umschulung von den Steuern
abgezogen werden koénnen, sondern auch die Ausbildungskosten. Aufgrund der
Erklarung des Bundesrates, die Verwaltung arbeite in Beantwortung eines
diesbezlglichen, im Vorjahr Gberwiesenen Vorstosses David (cvp, SG) bereits an einem
entsprechenden Bericht, zog Berset sein Begehren zuriick. ©

In der Sommersession stimmte der Nationalrat einem Postulat Kaufmann (svp, ZH) zu,
das den Bundesrat auffordert zu prifen, ob die im Ausland vielerorts bereits
etablierten Real Investment Trusts (REIT) auch in der Schweiz zuzulassen seien. Dieses
spezielle Anlageinstrument im Immobiliensektor erfreut sich insbesondere in den USA,
aber auch in Europa grosser Beliebtheit bei Pensionskassen und anderen
institutionellen Anlegern im Bereich der Altersvorsorge. Kernsttick eines REIT ist dessen
steuerliche Behandlung, indem die heute vorhandene Doppelbesteuerung der
Aktiengesellschaft und der Aktionadre reduziert wird. Die steuerliche Befreiung der
Aktiengesellschaft (REIT) ist allerdings an die Bedingung geknUpft, dass 85% oder 90%
des Nettoertrages ausgeschittet wird. Diese Dividenden sind von den Investoren als
normales Einkommen aus Finanzanlagen zu versteuern.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



POSTULAT
DATUM: 28.09.2006
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 06.03.2007
LINDA ROHRER

POSTULAT
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
LAURENT BERNHARD

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
LAURENT BERNHARD

POSTULAT
DATUM: 11.03.2013
LAURENT BERNHARD

POSTULAT
DATUM: 04.06.2014
DAVID ZUMBACH

Der Standerat Uberwies ein Postulat Bréndli (svp, GR), das die Erleichterung der
erbrechtlichen Ubertragung von Unternehmen verlangt. Danach soll der Erblasser nach
freiem Ermessen die Zuteilung einer im Nachlass befindlichen Unternehmung resp. von
massgebenden Unternehmensbeteiligungen und deren Anrechnungswert im Erbgang
festlegen kénnen. Damit wollte Bréndli das System der bauerlichen Erbfolge auch auf
Unternehmensbeteiligungen resp. Unternehmen ausweiten: Fur die Erbteilung ist nur
der Ertragswert einzusetzen, ebenso fur die Berechnung des Pflichtteils. Um
Missbrauche zu verhindern, sei wie im bauerlichen Bodenrecht eine Gewinnbeteiligung
der benachteiligten Erben vorzusehen. ™

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Meier-Schatz (cvp, SG), welches einen Bericht
Uber die Folgen einer Einfiihrung der Individualbesteuerung verlangt. Diskussionslos
abgelehnt wurde ein Postulat derselben Parlamentarierin (Po. 06.3311) flr ein
koordiniertes Vorgehen bei der Modellwahl in der Steuergesetzgebung (Splitting oder
Individualbesteuerung) und der AHV-Revision. Geméss Bundesrat sei das geltende AHV-
Rentensystem grundséatzlich nicht von einem Systemwechsel in der Besteuerung
betroffen.

Angenommen wurde im Stédnderat ein Postulat seiner Kommission fir Wirtschaft und
Abgaben, welches den Bundesrat ersucht, dem Parlament einen Bericht Uber neue
Unternehmenssteuermodelle im Ausland vorzulegen, insbesondere bezlglich wichtiger
Handelspartner und der dortigen Unternehmensbeihilfen. '

Ein Postulat der SVP wie auch eines der Kommission flr Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrates (Po. 07.3291) beauftragten den Bundesrat je einen Bericht zu erstellen.
Wahrend das erste Postulat einen Uberblick (iber zusatzliche Belastungen durch
Steuern, Abgaben und GebUhren verlangte, forderte das andere einen Bericht Gber die
Uber- und Unterbesteuerung der privaten Altersvorsorge. Der Nationalrat nahm beide
Postulate an.

In der Wintersession Uberwies der Nationalrat ein Postulat der BDP-Fraktion. Dieses
beauftragte  den Bundesrat,  zivilstandsunabhingige  Besteuerungen und
Rentenzahlungen zu priifen.

Im Hinblick auf die Unternehmenssteuerreform Ill Gberwies der Nationalrat in der
Wintersession ein Postulat Féssler-Osterwalder (sp, SG). Der Bundesrat wurde
beauftragt, Uber eine Verbesserung der Steuerstatistik der Unternehmensbesteuerung
Bericht zu erstatten.

In der Frihjahrssession Uberwies der Stdnderat ein Postulat Fournier (cvp, VS), das den
Bundesrat damit beauftragte, einen Bericht liber die steuerlichen Privilegien von
juristischen Personen vorzulegen, die jene Ladnder gewadhrten, mit denen die Schweiz
Verhandlungen in Sachen Unternehmenssteuern aufgenommen hatte. ®

Der Nationalrat hiess im Juni 2014 ein Postulat seiner Finanzkommission (FK-NR) mit 97
zu 79 Stimmen gut, das den Bundesrat beauftragte, konkrete Modelle der
Individualbesteuerung zu erarbeiten. Der Bericht, der auch aufzuzeigen hatte, welche
volkswirtschaftlichen und fiskalpolitischen Folgen die unterschiedlichen Modelle haben
kénnten, sollte als Ergéanzung zur Botschaft zur Abschaffung der Heiratsstrafe
veroffentlicht werden. Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss der
nationalratlichen  Finanzkommission ausgesprochen. Die Auswirkungen einer
Einfihrung der Individualbesteuerung, so der Bundesrat, seien in den letzten Jahren
bereits wiederholt untersucht worden. Diese Erkenntnisse besdssen immer noch
Gultigkeit. Wahrend SVP, CVP und BDP den Bundesrat unterstitzten, stimmten die
anderen Fraktionen fur das Postulat.
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POSTULAT
DATUM: 22.09.2016
DAVID ZUMBACH

POSTULAT
DATUM: 27.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

POSTULAT
DATUM: 01.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2016 befasste sich der Nationalrat mit dem Thema der realen
kalten Progression, die mitunter auch als warme Progression bezeichnet wird und dann
zum Tragen kommt, wenn eine Volkswirtschaft mit einer progressiven
Einkommenssteuer real wachst und in der Folge immer mehr Menschen
Uberproportional héher besteuert werden. Ein Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
wollte vom Bundesrat wissen, welche Auswirkungen diese Art der Steuerprogression hat
und wie und mit welchen Folgen diese gemildert werden kénnten. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulats, da er aus steuersystematischer Sicht keinen
Handlungsbedarf orten konnte. Zudem sei, so der Bundesrat weiter, die Abschéatzung
der Auswirkungen der realen kalten Progression Gegenstand der jahrlichen
Budgeterstellung. Ausserhalb des links-griinen Lagers vermochte der Bundesrat jedoch
nicht zu punkten. Das Postulat wurde bei é Enthaltungen mit 130 zu 51 Stimmen
angenommen. %

Im Mérz 2015 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat zum Abbau von
Regulierungskosten durch die formelle Harmonisierung von Verfahren, Fristen und
Zahlungsintervallen im Unternehmenssteuerbereich ein. Dieses hatte zum Ziel,
Unterschiede bei der Gewinn-, Grundstickgewinn- und Lohnquellensteuer zwischen
den Kantonen zu reduzieren, da diese den Unternehmen, insbesondere den Mikro- und
Kleinunternehmen, hohe  Zusatzregulierungskosten  bereiteten. Durch eine
Harmonisierung zwischen den Kantonen kénnten diese Kosten reduziert werden, ohne
dass den Kantonen Steuereinbussen entstiinden. Dazu mussten die Kantone aber eng in
die Uberarbeitung miteinbezogen werden. Der Bundesrat pflichtete dem Anliegen des
Postulanten bei, da ein Regulierungskostenbericht vom Dezember 2013 eine
Harmonisierung von Fristen und Zahlungsintervallen ebenfalls als prifenswert taxiert
hatte. Weil im Anschluss an diesen Bericht jedoch das EFD in Zusammenarbeit mit den
Kantonen mit der diesbezlglichen Prifung und Berichterstattung bis 2016 beauftragt
worden war, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung.

In der Frihjahrssession 2017 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. De Courten
wies darauf hin, dass der vom Bundesrat auf 2016 in Aussicht gestellte Bericht noch
nicht erschienen und allgemein seit dem Bericht 2013 .nicht viel Spurbares tatsachlich
passiert” sei. So hatten bereits 2015 ein Postulat Féhn (svp, SZ) und ein Postulat
(15.3720) Gossi (fdp, SZ) sowie die Motion Fournier (cvp, VS) eine beschleunigte
Umsetzung der im Regulierungskostenbericht prasentierten
Verbesserungsmassnahmen verlangt - bisher ohne zéhlbare Erfolge. Bundesrat Maurer
kiindigte die Veroffentlichung des zuvor auf das Jahr 2016 angesetzten Berichts, der in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der Schweizerischen Steuerkonferenz
entwickelt werde, auf die zweite Halfte des Jahres 2017 an. Entsprechend bat er den
Nationalrat darum, diesen Bericht abzuwarten, das Postulat abzulehnen und
anschliessend noch offene Forderungen durch einen neuen Vorstoss einzubringen.
Diesem Vorschlag folgte der Nationalrat jedoch nicht und stimmte mit 133 zu 56
Stimmen bei 3 Enthaltungen fir die Annahme des Postulats. Die ablehnenden Stimmen
und die Enthaltungen stammten allesamt aus der SP- und Grlnen-Fraktion, die das
Postulat einstimmig ablehnten, sowie vereinzelt aus der CVP/EVP-Fraktion. #

Ein Postulat Schwaab (sp, VD) beschéaftigte sich mit der Frage nach den "Auswirkungen
der Robotisierung in der Wirtschaft auf das Steuerwesen und auf die Finanzierung der
Sozialversicherungen" und mochte den Bundesrat mit einer entsprechenden
Prospektivstudie beauftragen. Zentral geht es um die Anderungen im Steuerwesen und
bei den Sozialversicherungen, die ndétig wuirden, falls die Robotisierung und
Digitalisierung zu einem starkem Anstieg der Kapitalertrage im Vergleich zum
Arbeitseinkommen fluhren. Da sich das Steuerwesen und die Sozialversicherungen auf
die Arbeitseinkommen stitzen, hatte eine solche Entwicklung weitreichende Folgen.
Ziel der Studie soll es sein, verschiedene bekannte Mdéglichkeiten zur Verédnderung des
Steuerwesens im Hinblick auf solche Veradnderungen wund ihre Kosten
zusammenzutragen. Der Nationalrat nahm das Postulat ohne Debatte an.

Die grosse Aktualitdt des Themas ,Roboter" zeigt sich an der relativ grossen Anzahl
Vorlagen zu diesem Thema. Nur schon zu den Folgen der Robotisierung fur die Steuern
und Sozialversicherungen wurden im Jahr 2017 weitere drei Postulate eingereicht, die
bis zur Sommersession 2017 noch nicht behandelt wurden (Po. 17.3151, Po. 17.3036
sowie Po. 17.3037). Dies ist jedoch nicht das erste Mal, dass sich die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Sorgen bezlglich der Automation in
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POSTULAT
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

POSTULAT
DATUM: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Produktionsprozessen machen. Bereits in den Jahren 1983 respektive 1985
argumentierten Standerat Carl Miville (sp, BS) und Nationalrat Werner Carobbio (sp, Tl),
dass personalsparende Geréate - unter anderem Roboter - zu Problemen fiur die
Sozialversicherungen, insbesondere flr die AHV, flihren kénnten und entsprechend die
Finanzierungsgrundsatze der AHV tUberprift werden mussen. #

Einen Bericht des Bundesrates Uber die kompensierte Abschaffung der direkten
Bundessteuer fiir natiirliche Personen unter entsprechender Erhdhung der
Mehrwertsteuer verlangte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) mit einem Postulat. Konkret
sollen die Auswirkungen einer Ersetzung der direkten Bundessteuer flr natirliche
Personen und einer Steuerausfallkompensation Uber die Mehrwertsteuer dargelegt
werden. Ein neuer maximaler Mehrwertsteuersatz sollte gleichzeitig auch die noétigen
Sanierungsmassnahmen des Sozialsystems beinhalten und deutlich tiefer zu liegen
kommen als in den Nachbarldndern. Dadurch kénne die unverhaltnismassig grosse
Belastung des Mittelstandes sowie der .,Leistungstréager der Gesellschaft” durch die
direkte Bundessteuer gesenkt, die Ungleichbehandlung verschiedener Formen des
Zusammenlebens - konkret erwahnte der Postulant die Heiratsstrafe - korrigiert und
die Burokratie reduziert werden. In der Debatte im Nationalrat wies Portmann darauf
hin, dass man sich zwischendurch grundlegende Gedanken zu einem System machen
und dazu die .,ideologischen Graben” verlassen mdisse. Dadurch, dass das
Wirtschaftsvolumen der Schweiz insgesamt zunehme, sinke zudem die durch eine
solche Anderung notwendige Mehrwertsteuererhéhung. So kénne man auch fiir einen
Haushalt im unteren Erwerbsbereich berechnen, was Ubrig bleibe, ,wenn er die
Bundessteuer nicht mehr bezahlen muss”. Daraufhin rechnete Finanzminister Maurer
vor, dass heute rund 10 Prozent der Steuerpflichtigen flir 80 Prozent der Einnahmen
der direkten Bundessteuer verantwortlich sind und diese 10 Prozent entsprechend
entlastet wirden. Gleichzeitig wirde eine solche Regelung jedoch die 50 Prozent der
Steuerpflichtigen, die bisher 2 Prozent der direkten Bundessteuer bezahlen, deutlich
stérker belasten. Da es bereits einige Berichte und Unterlagen gebe, die sich mit
diesem Thema befassen, diese Idee in einer Volksabstimmung keinesfalls
mehrheitsfahig wéare und eine solche Vorlage die Kohasion der Bevolkerung auf die
Probe stellen wiirde, bat der Finanzminister den Nationalrat, das Postulat abzulehnen.
Dieser Bitte kam der Nationalrat mit 147 zu 37 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nach,
wobei lediglich ein Grossteil der Fraktion der FDP.Die Liberalen sowie einige
Nationalratinnen und Nationalrate der SVP-Fraktion und ein BDP-Parlamentarier das
Postulat guthiessen. %

Lisa Mazzone (gp, GE) beantragte in einem Postulat, dass der Bundesrat
Umsetzungsmoglichkeiten und Folgen einer Roboter-Steuer in der Wirtschaft in einem
Bericht erlautere. Durch die erwiesenen Auswirkungen der Robotisierung auf die
Beschéftigung wdirden die Sozialversicherungen austrocknen, weshalb das
Ausgleichssystem angepasst werden musse. |hre Forderung erganze das Postulat
Reynard insofern, als der Bundesrat zusatzliche Rahmenbedingungen der Besteuerung
vorschlagen sollte.

Der Bundesrat pflichtete der Motionérin zwar bei, dass der Fortschritt der kinstlichen
Intelligenz zu strukturellen Verédnderungen fuhren und die Funktionsweise des
Steuersystems beeintrachtigen konne. Gemass einem Bericht vom Januar 2017 erwarte
er aber kaum negative Auswirkungen des technischen Fortschritts auf die
Gesamtbeschaftigung - und somit auch nicht auf die Sozialwerke. Zudem lehne der
Bundesrat eine Robotersteuer, die eine neue Kapitalsteuer darstellen wiirde, ab, da sie
die Innovations- und Produktivitatsentwicklung beeintrachtigen wirde. Allgemein
werde der Bundesrat aber die Besteuerung von Maschinen im Rahmen seiner Antwort
auf das Postulat Reynard ansprechen. Folglich empfehle er das Postulat Mazzone zur
Ablehnung. In der Frihjahrssession folgte der Nationalrat dem bundesrétlichen
Vorschlag auf Ablehnung deutlich mit 134 zu 51 Stimmen. Sympathien fand der Vorstoss
bei den Griinen und der SP, deren Fraktionen ihm geschlossen zustimmten, sowie bei
zwei Mitgliedern der CVP. %*
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DATUM: 18.03.2021
LOUISE DROMPT

POSTULAT
DATUM: 02.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

POSTULAT
DATUM: 22.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

La conseillére nationale Samira Marti (ps, BL) a déposé un postulat demandant un
rapport sur I'ampleur de la soustraction d'impét et de I'optimisation fiscale en Suisse.
Le postulat, datant de mars 2021, demande au Conseil fédéral de présenter un rapport
exposant I'ampleur de la soustraction d'imp6t et de I'optimisation fiscale dues a des
personnes physiques ou morales en Suisse, et mettant également en lumiere les
lacunes de contrdle et de la loi qui devraient étre comblées. Le postulat souligne qu'en
2014, une estimation utilisant la méthode de Tax Research UK / Murphy évalue la
soustraction d'impdt en Suisse entre CHF 23,5 et 28,9 milliards. Une actualisation de
2019 estime que CHF 12 & 19 milliards échappaient au fisc en 2015. Toutefois, la
conseillere nationale met en garde contre les divergences de méthodes d'estimation,
qui ne permettent pas de tirer des conclusions claires. Finalement, le postulat
mentionne que lors des discussions sur le postulat 14.4239 Wermuth (ps, AG) en 2015,
|'ancienne ministre des finances Eveline Widmer-Schlumpf convenait qu'une évaluation
pour réduire les écarts dans les estimations de la soustraction d'imp6t serait bénéfique
pour des décisions éclairées. A I'époque, le Conseil fédéral était prét & mener cette
évaluation et a proposer des mesures.

Dans sa réponse au présent postulat, le Conseil fédéral indique que la soustraction
d'impdt implique la dissimulation ou la falsification des revenus ou des dépenses pour
payer moins d'impdts, tandis que la planification et I'évasion fiscale visent & optimiser
|également la situation fiscale. Selon le Conseil fédéral, il est difficile de délimiter et
d'estimer ces activités, puisque les approches et les hypothéses méthodiques varient.
Le Conseil fédéral explique ensuite que les avoirs découverts dans les dénonciations
spontanées s'élévent a environ CHF 71,4 milliards en Suisse a la fin de 2020 (bien que
ces chiffres soient partiels et proviennent d'estimations), que la lutte contre la
soustraction d'impd6t est importante, et que I'échange international de renseignements
a été efficace a cet égard. Le Conseil fédéral propose finalement de rejeter le postulat
21.3359. L'examen de ce dernier n'ayant pas été achevé par le Conseil national dans un
délai de deux ans, le postulat a été classé en mars 2023. %

Benedikt Wirth (mitte, SO) forderte im Marz 2021 eine Bewertung der Modelle der
Gemeinschaftsbesteuerung mit Vollsplitting und der Individualbesteuerung und
gesellte sich damit zu einer Reihe von Forderungen zum Thema der Besteuerung der
natlrlichen Personen. Der Fiskus dirfe keine Lebensformen bevorzugen oder
benachteiligen - heute wirden jedoch Ehepaare und Personen in eingetragener
Partnerschaft gegenuber Konkubinatspaaren diskriminiert. Eine
Geschlechterdiskriminierung liege hingegen nicht vor, betonte er - und grenzte sich
damit implizit von Personen ab, welche die Individualbesteuerung als Massnahme zur
Gleichstellung der Geschlechter erachteten. Der Bundesrat solle fir beide Modelle eine
Reihe von Fragen klaren, etwa ob eine Erwerbspause eines Partners ohne steuerliche
Benachteiligung moglich sei, wie viele zuséatzliche Steuererklarungen notig wirden,
welche Probleme eine Umstellung der Bundessteuern auf die Individualbesteuerung bei
Beibehaltung der Familienbesteuerung in den Kantonen mit sich bringen wirde oder
inwiefern eine Umstellung der Individualbesteuerung beim Bund mit der
Harmonisierungspflicht von Bundes- und Staatssteuern kollidieren wirde.

Da das Parlament in der Legislaturplanung 2019-2023 die Verabschiedung einer
Botschaft zur EinfUhrung der Individualbesteuerung geplant habe, werde der
Bundesrat eine Auslegeordnung zu verschiedenen entsprechenden Modellen
vornehmen und dabei auch die vom Postulat aufgeworfenen Fragen untersuchen,
schlug die Regierung in ihrer Stellungnahme vor. In der Sommersession 2021 nahm der
Standerat das Postulat stillschweigend an. %

Im Mérz 2021 reichte Marianne Binder-Keller (mitte, AG) zwei Postulate ein (Po. 21.3189
und Po. 21.3190), mit denen sie einen Vergleich der Gemeinschaftsbesteuerung mit
Vollsplitting und der Individualbesteuerung hinsichtlich steuerlicher, blrokratischer
und vollzugstechnischer Aspekte forderte. So sollte der Bundesrat etwa zu den
Nachteilen der Individualbesteuerung hinsichtlich Abztgen, zur Anzahl zu verfassender
Steuererklarungen, zu den Problemen fur die Kantone bei Umstellung auf Bundes-,
jedoch nicht auf Kantonsebene oder zur Missbrauchsgefahr durch die Streichung der
Solidarhaftung der Ehegatten Bericht erstatten. Das zweite Postulat forderte Auskunft
zur Starke des Eingriffs «in die freie Wahl der Lebensformen» der zwei
Besteuerungsarten, zu ihren Folgen auf die Anerkennung der Familienarbeit sowie auf
die Moglichkeiten fur Erwerbspausen. Der Bundesrat betonte, die Fragen der beiden
Motionen im Rahmen seiner Auslegeordnung zu verschiedenen Modellen der Ehe- und
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ANJA HEIDELBERGER

POSTULAT
DATUM: 28.02.2022
ANJA HEIDELBERGER

POSTULAT
DATUM: 01.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Familienbesteuerung beantworten zu wollen, und empfahl das Postulat zur Annahme.
Beide Vorstosse wurden von Christa Markwalder (fdp, BE) in der Sommersession 2021
bekdmpft, da sie sich an der «tendenzidsen Fragestellung der Postulantin» zugunsten
des Vollsplittings storte. Zudem brauche es keine neuen Berichte - es gebe bereits
verschiedene neuere Studien dazu -, stattdessen musse die Individualbesteuerung
endlich umgesetzt werden, wie Markwalder wahrend der Beratung der Vorstdsse in der
Herbstsession 2021 darlegte. Mit 97 zu 76 Stimmen (bei 1 Enthaltung) respektive mit 103
zu 77 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Nationalrat beide Postulate ab. Ein
dhnliches Postulat von Benedikt Wirth (mitte, SG; Po. 21.3285) hatte der Standerat in
der Sommersession 2021 angenommen. ¥

Im September 2021 forderte Philipp Kutter (mitte, ZH) eine Wirkungsiiberpriifung des
Steuerteils der STAF-Reform mithilfe der kantonalen Steuerdaten aus dem Jahr 2023.
Dabei forderte er eine separate Ubersicht iiber die Einnahmeentwicklung aufgrund der
STAF-Reformwirkungen und aufgrund der konjunkturellen Entwicklung oder weiterer
Sonderfaktoren. Anschliessend sollte der entsprechende Bericht alle drei bis finf Jahre
aktualisiert werden. Er nahm damit eine Forderung der Motion Rytz (gp, BE; Mo.
20.3892) wieder auf und erhoffte sich damit auch eine «fundierte
Entscheidungsgrundlage» fur die OECD-Steuerreform. Stillschweigend nahm der
Nationalrat die Motion in der Wintersession 2021 an, nachdem auch der Bundesrat den
Vorstoss zur Annahme empfohlen hatte. %

Im Juni 2020 forderte Jacques Bourgeois (fdp, FR) in einem Postulat eine Analyse der
Vor- und Nachteile der Einfiihrung einer Mikrosteuer, der Chancen eines solchen
Projektes sowie der Auswirkungen auf Steuern und Wirtschaft. Der Bundesrat empfahl
das Postulat zur Ablehnung. Die Mikrosteuer stelle eine Art Finanztransaktionssteuer
dar, Transaktionssteuern verstéssen jedoch unter anderem gegen das
Leistungsfahigkeitsprinzip. Zudem sei das Postulat unnotig, da der Bundesrat diese
Fragen bei einem allfélligen Zustandekommen der Mikrosteuerinitiative zu einem
spateren Zeitpunkt sowieso klaren werde. Ohne Begriindung zog Bourgeois seinen
Vorstoss im Februar 2022 zurtck.

Im Juni 2021 reichte Philippe Nantermod (fdp, VS) ein Postulat ein, mit dem er eine
Strategie zum Erhalt der Attraktivitat der Schweiz im Rahmen der Bemiihungen der
OECD fiir eine Mindeststeuer fiir Unternehmen verlangte. Eine allfallige Anpassung der
Gewinnsteuer soll demnach fur die Unternehmen nicht zu einer Erhéhung der
Steuerbelastung flhren, stattdessen sollen andere Steuern oder Abgaben wie
Sozialabgaben in der Hohe der durch die Mindeststeuer zusatzlich erhaltenen Betréage
reduziert werden. Der Bundesrat zeigte sich im Falle eines Zustandekommens des
entsprechenden OECD-Projekts bereit, entsprechende Massnahmen zu prifen. Da das
Postulat jedoch im Oktober 2021 unter anderem von Samuel Bendahan (sp, VD)
bekampft worden war, setzte sich der Nationalrat in der Frihjahrssession 2022 damit
auseinander. Bendahan erachtete es als unmaoglich, das Postulat umzusetzen, zumal der
héhere Steuerbetrag nicht fur jedes Unternehmen einzeln kompensiert werden kénne.
Méglich sei hochstens eine durchschnittliche Kompensation des Steuerertrags Uber alle
Unternehmen hinweg. Zudem erinnerte er daran, dass die Bevolkerung fir samtliche
Steuersenkungen bei den Unternehmen aufkommen musse. Finanzminister Maurer
nutzte die Gelegenheit, um den weiteren Ablauf des OECD-Projekts zu erlautern: So
werde man in Kirze einen Vernehmlassungsentwurf fir eine Verfassungsrevision
vorlegen, welche dem Bundesrat die Kompetenz zu einer entsprechenden
Steuererhdéhung erteilen soll. Anschliessend wolle man die Details in einer
Verordnungsanderung regeln und erst zum Schluss die Gesetzgebung anpassen. Im
Rahmen dieses Prozesses werde man sich auch mit den im Postulat Nantermod
gestellten Fragen auseinandersetzen. Mit 123 zu 65 Stimmen - Letztere stammten von
Mitgliedern der SP- und der Griinen-Fraktion - nahm der Nationalrat das Postulat an. *
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Im Juni 2022 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Umsetzung der OECD/G20-
Mindeststeuer vor und erflllte damit die Forderung des Postulats Nantermod (fdp, VS),
eine Strategie im Hinblick auf dieses landeriibergreifende Projekt zu erstellen. Im
Rahmen der Botschaft beantragte der Bundesrat folglich die Abschreibung des
Postulats, in der Wintersession 2022 kam der Nationalrat dem Antrag stillschweigend

nach.
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